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VOR
50 JAHREN

UND WAS DARAUS
GEWORDEN IST

W
enig erbaulich war, was das
Landesamt für Wiedergut-
machung dem Kinderarzt
Rudolf Hess im Juni 1963 mit-
zuteilen hatte. Sein Antrag

auf Entschädigung wegen Haft in einem
Zwangsarbeiterlager werde „noch als unerle-
digt geführt“, heißt es in dem Schreiben. Ge-
stellt hatte Hess den Antrag im März 1950, nun
also die Reaktion der Behörde. Um „unnötige
Verwaltungsarbeit zu ersparen“, wurde Hess
„höflich gebeten“, seinen Antrag zurückzuzie-
hen. Sonst sähe sich das Landesamt gezwun-
gen, „nach Aktenlage zu entscheiden, wobei
mit einem ablehnenden Bescheid zu rechnen
wäre“.

Ärgern konnte sich Hess über den Brief
nicht mehr. Die wenig sensible Mitteilung er-
reichte ihn post mortem, er war bereits ein
knappes Jahr zuvor gestorben. Dass der re-
nommierte Mediziner so kurz nach seinem
Ableben schon so gründlich vergessen war,
lag auch ein bisschen an ihm selbst – an sei-
ner geradezu legendären Bescheidenheit, jeg-
liches Aufheben um seine Person war ihm zu-
wider. Als der Leiter der Kinderklinik am 31.
Dezember 1954 in den Ruhestand wechselte,
verbreiteten die Medien auf seinen ausdrück-
lichen Wunsch nur eine dürre Meldung, laut
WESER-KURIER verbat er sich jede Würdi-
gung in der Öffentlichkeit.

Dabei wäre ein formvollendeter Nachruf
mehr als angemessen gewesen. Der aus
Worms stammende Mediziner war 1928 nach
Bremen gekommen. Als städtischer Kinder-
arzt und leitender Arzt der Städtischen Kran-
kenanstalt sollte der damals 42-Jährige die
kränkelnde Gesundheitsversorgung der
Jüngsten auf Vordermann bringen. Als vor-
maliger Leiter der Kinderklinik in Essen und
des Säuglingskrankenhauses in Mannheim
verfügte Hess über reichlich Erfahrung und
Durchsetzungsvermögen. Es verging kaum
ein Jahr, da begann 1929 auch schon der Bau
der neuen Kinderklinik an der Friedrich-Karl-
Straße.

Die Demokratie wankte
Doch die parlamentarische Demokratie geriet
zunehmend ins Wanken, die Weltwirtschafts-
krise verschärfte die instabile politische Lage
in Deutschland. Von den Verhältnissen profi-
tierten vor allem die Rechtsradikalen. Inner-
halb kürzester Zeit zog die NSDAP in die Län-
derparlamente ein, bei der Bremer Bürger-
schaftswahl vom 30. November 1930 erreichte
die Hitlerpartei 25,4 Prozent und wurde damit
zweitstärkste Kraft hinter der SPD. Bereits we-
nig mehr als zwei Jahre später kollabierte die
Weimarer Republik, am 30. Januar 1933 wurde
Hitler zum Reichskanzler ernannt, im März
1933 war es auch in Bremen vorbei mit der De-
mokratie.

Wie ernst es die neuen Herren mit ihrem
Antisemitismus meinten, zeigte sich bereits
mit dem reichsweiten Boykott jüdischer Ge-
schäfte am 1. April 1933. Nur sechs Tage spä-
ter folgte das „Gesetz zur Wiederherstellung
des Berufsbeamtentums“. Was damit wirklich
bezweckt wurde, geht aus dem ersten Satz im
Gesetzestext hervor, in dem von der „Wieder-
herstellung des nationalen Berufsbeamten-
tums“ die Rede ist. Mit anderen Worten, im
Zuge der „nationalen Revolution“ wollte sich
das Dritte Reich vermeintlich unzuverlässiger
Staatsdiener entledigen. Als solche galten
nicht nur politische Gegner, sondern auch
Beamte „nicht arischer Abstammung“.

Das war der Hebel, um den allseits geschätz-
ten Kinderarzt aus dem Amt zu werfen. Zwar

waren weder er selbst noch seine Eltern jüdi-
schen Glaubens. Seine Mutter war aber eine
geborene Jüdin und erst als Säugling evange-
lisch getauft worden, das reichte für ein Be-
rufsverbot. Hieß es doch in der ersten Verord-
nung zur Durchführung des neuen Gesetzes:
„Als nicht arisch gilt, wer von nicht arischen,
insbesondere jüdischen Eltern oder Groß-
eltern abstammt. Es genügt, wenn ein Eltern-
teil oder ein Großelternteil nicht arisch ist.“

Mit einem Federstrich beendete Senator
Erich Vagts, vormals deutsch-nationaler Frak-
tionschef in der Bürgerschaft und nach dem
Zweiten Weltkrieg bis August 1945 Regieren-

der Bürgermeister von Bremen, am 29. Sep-
tember 1933 die Beamtenlaufbahn des Klinik-
leiters. In seiner Funktion als Kommissar für
das Gesundheitswesen erklärte er, Hess sei
mit sofortiger Wirkung beurlaubt und zum
Jahresende entlassen. Vergebens protestier-
ten seine Chefarztkollegen und der Präsident
des Landesgesundheitsamts gegen die
Zwangspensionierung.

Hess musste nun sehen, wo er blieb, zumal
er keinerlei Pensionsansprüche hatte. Mit
einer eigenen Praxis versuchte er sich über
Wasser zu halten. Laut Karl Stoevesandt
scherte sich die Bevölkerung wenig um ras-

sistische Diffamierungen des beliebten Kin-
derarztes. Doch das ist offenbar nur die halbe
Wahrheit. In den Anfangsjahren liefen Hess
die Patienten weg. Sein Anwalt wies im No-
vember 1951 auf massive Verdienstausfälle in
den Jahren 1934 und 1935 hin. Entstanden sei
der Einkommensverlust dadurch, „dass viele
seiner Privatpatienten gleich nach der Macht-
übernahme der Privatpraxis fernblieben“.

Wie sehr Hess ausgegrenzt wurde, ist auch
seinen eigenen Äußerungen zu entnehmen.
Über die tiefe Kluft, die der NS-Ärzteführer
weit über die Ariergesetze hinaus gezogen
habe, kämen viele Kollegen nicht mehr hin-
weg, klagte Hess im August 1934. Als beson-
ders bitter empfand es Hess, wenn frühere
Weggefährten ihn nicht mehr kennen wollten.
„Was einem da im nächsten Freundeskreis be-
gegnet, will man in der Öffentlichkeit nicht
auch noch mal durchmachen.“

Immerhin, ab 1936 erreichte sein Verdienst
als frei praktizierender Kinderarzt wieder das
Niveau seines vorherigen Beamtengehalts, ja
überstieg es sogar. Erst jetzt scheint er wieder
mehr Zuspruch bekommen zu haben. Dass
die Nürnberger Gesetze von 1935 ihn als
„Mischling ersten Grades“ abstempelten, tat
seiner Popularität augenscheinlich keinen Ab-
bruch. Obschon „jüdische Mischlinge“ (auch
„Halbjuden“ genannt) spätestens seit 1941 ver-
mehrt Repressalien fürchten mussten, blieb
Hess vorerst unbehelligt.

Ins Lager Farge verschleppt
Seine persönliche Situation verschärfte sich
erst, als das Regime zunehmend nervöser
wurde. Schon länger hatten besonders radi-
kale NS-Parteikreise gefordert, „Halbjuden“
wie „Volljuden“ zu behandeln und in den Os-
ten zu deportieren. Ab März 1944 verpflich-
tete die Arbeitsverwaltung „jüdische Misch-
linge“ zu schwerer körperlicher Zwangsarbeit.
Anscheinend war das Ergebnis aber nicht zu-
friedenstellend, im Oktober 1944 übernahm
die Gestapo die Aufgabe.

Und das hatte Folgen für Hess: Am 8. Okto-
ber 1944 wurde der damals 58-Jährige verhaf-
tet und ins Arbeitserziehungslager Farge ver-
schleppt. Zu seinem Glück bescheinigte man
dem eher schmächtigen Mann, für schwere
körperliche Arbeit ungeeignet zu sein, wes-
halb er nach zehn Tagen wieder entlassen
wurde. Allerdings unter Auflagen: Fortan
musste er sich einmal monatlich bei der Ge-
stapo melden. „Für den Rest der Kriegszeit
unter Gestapo-Aufsicht“, schrieb Hess im Au-
gust 1952. Im Widerspruch dazu steht die An-
gabe bei Stoevesandt, Hess habe durch Freun-
deshilfe entkommen und sich in der Lünebur-
ger Heide verstecken können.

Wie auch immer es sich damit verhalten
mag, bereits unmittelbar nach Kriegsende
nahm Hess am 24. Mai 1945 seine Arbeit als
Klinikleiter wieder auf. Kurz darauf wurde
ihm der Beamtenstatus auf Lebenszeit zu-
erkannt. In seinem Nachruf erklärte der Arzt
Hans-Rudolf Wiedmann, seine Gläubigkeit
habe Hess gegen die Unbill des Dritten Reichs
gewappnet, er sei zwar tief enttäuscht, aber
nicht erbittert gewesen.

Bremen dankte ihm knapp vier Jahre nach
seinem Tod: Seit Mai 1966 trägt die Kinderkli-
nik als seine frühere Wirkungsstätte den Na-
men „Prof.-Hess-Kinderklinik“. Freilich nicht
mehr lange, wenn es nach den Plänen des Kli-
nikverbunds Gesundheit Nord (Geno) geht.
Mit dem geplanten Neubau beginne eine neue
Zeitrechnung, heißt es, der neue Name soll
schlicht „Kinderkrankenhaus Bremen“ lauten.
Dagegen formiert sich indessen Protest von-
seiten der Grünen und früherer Patienten –
das letzte Wort ist noch nicht gesprochen.

Als „Halbjude“ im Visier der Gestapo
von Frank HetHey

„Nach der Heirat hört jede zweite Frau mit der Arbeit auf“
VOR 50 JAHREN Wenn es ans Heiraten geht,
kehrt jede zweite Frau dem Berufsleben den
Rücken. Und nur 40 Prozent von ihnen keh-
ren in späteren Jahren ans Fließband, an den
Schreibtisch oder an den Verkaufstresen
zurück. Gründe dafür, daß dieses „ruhende“
Arbeitspotential nie wieder voll ausge-
schöpft wird, sind: fehlendes Selbstver-
trauen der Frauen, ob man nach Jahren der
Unterbrechung im gewandelten Arbeitspro-
zeß noch bestehen kann, falsche Prestige-
sucht, wonach es die Frau „nicht nötig“ hat,
mitzuarbeiten, ungünstige Standorte der
Betriebe, die nur in den seltensten
Fällen in den vorstädtischen grü-
nen Wohnbezirken liegen, und
mangelhafte Werbung, die den
Ehefrauen mitnichten das Ge-
fühl gibt, daß man sie noch
braucht. Verhältnismäßig we-
nige Ehefrauen haben den
Sprung zurück ins Erwerbsle-
ben geschafft. Sie gehen einer
Teilzeitarbeit nach, lassen sich
über den „Schnelldienst“ des Arbeits-
amtes eine Tätigkeit besorgen oder werden
als „fliegendes Büropersonal“ von privaten
Arbeitsvermittlern für Tage, Wochen oder
einige Monate an Firmen mit Personalman-
gel ausgeliehen. (21./22. Februar 1970)

HINTERGRUND Ganz schön ernüchternd
klingt, was der WESER-KURIER vor 50 Jah-
ren zur Erwerbstätigkeit der Frauen im

Land Bremen zu berichten hatte. Tatsäch-
lich dominierte damals noch die Vorstel-
lung, Frauen seien mit der Eheschließung
nur noch für Kinder und Herd zuständig,
das Geldverdienen galt als Sache des Man-
nes. Zwar hatten die meisten Frauen eine
Ausbildung absolviert, gleichzeitig gehörte
aber auch der Besuch einer Hauswirt-
schaftsschule zum guten Ton. Mit dem Er-
lernen der Haushaltsführung wurde Frauen
systematisch auf „ihre eigentliche Bestim-
mung“ als Hausfrau und Mutter vorbereitet.
Erst ab der zweiten Hälfte der 1960er-Jahre

geriet dieses fragwürdige Frauenbild
ins Wanken. Vehement forderte

die Frauenbewegung gleiche
Rechte ein, die überlieferten
Geschlechterrollen kamen zu-
sehends auf den Prüfstand. Das
machte sich auch auf dem
Arbeitsmarkt bemerkbar. Die

Frauenerwerbsquote stieg konti-
nuierlich an, 1987 lag sie bereits

bei 35,3 Prozent: ein Plus von 8,7
Punkten gegenüber 1970. Im jüngsten

Zahlenspiegel des Statistischen Landesamts
werden 123733 beschäftigte Frauen angege-
ben, eine Quote von 44,1 Prozent.
Zurückgeführt wird diese Entwicklung nicht
zuletzt auf die verbesserte Kinderbetreu-
ung. In akademischen Berufen oder Füh-
rungspositionen suchte man Frauen in den
1970er-Jahren allerdings oft genug vergeb-
lich. Besonders viele Frauen arbeiteten 1976

im Dienstleistungsbereich und in Gesund-
heitsberufen (89,6 Prozent), stark vertreten
waren sie auch in Reinigungsberufen (83
Prozent) und Berufen der Körperpflege (73,2
Prozent).
Vergleichsweise viele Frauen waren in den
1970er-Jahren mit 39,2 Prozent im öffentli-
chen Dienst beschäftigt. Bis 1991 stieg die
Frauenquote in Staatsdiensten auf 48,8 Pro-
zent und erfüllte damit nahezu den seit 1990
gesetzlich vorgeschriebenen Gleichstel-
lungsauftrag. Deutlich niedriger lag die
Frauenquote jedoch bei den Beamten (31,7
Prozent) und im Höheren Dienst (27,8 Pro-
zent).

Problematisch war schon immer die
schlechtere Bezahlung im Vergleich mit
männlichen Kollegen. Daran hat sich bis
heute nichts geändert, die Arbeitnehmer-
kammer Bremen konstatierte 2019 einen
deutlichen Lohnabstand zwischen Frauen
und Männern. Der lag zwar nicht mehr bei
30 Prozent wie 1977, sondern einigen Stu-
dien zufolge nur noch bei sechs Prozent,
wenn man nachteilige „Struktureffekte“
berücksichtigt. Aus Sicht der Arbeitnehmer-
kammer ist das aber immer noch ein entlar-
vendes Ergebnis: Sei doch dieser bereinigte
„Gender Pay Gap“ nur mit „diskriminieren-
den Praktiken am Arbeitsplatz“ zu erklären.

Als Frau nach der
Heirat nur noch für
Kinder, Haus und
Herd zuständig:
Diese Vorstellung
hielt sich erstaunlich
lange, erst in den
1970er-Jahren setzte
ein Umdenken in
breiteren Gesell-
schaftsschichten ein.FO
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D ie Straße „Am Hallacker“ hat die alte
Feldbezeichnung im ehemaligen Dorf
Ellen übernommen. Ellen lebt in dem

Osterholzer Ortsteilnamen Ellener Feld fort.
Südlich wird das Ellener Feld durch Oster-
holzer Heerstraße begrenzt. Im Osten schließt
sich das Gelände des Klinikums Bremen-Ost
an, das aber bereits zum Ortsteil Ellener-
brok-Schevemoor gehört. Der westliche Teil
ist durch den Osterholzer Friedhof und die
kleinteilige Wohnbesiedlung bis zur Oster-
holzer Landstraße überbaut.

Und in dieser kleinteiligen Bebauung liegt
die Straße „Am Hallacker“, die 1909 erstmalig
im Bremer Adressbuch erwähnt wird. Sie ist
eine Querstraße, die von der Osterholzer
Landstraße zu einem Nebeneingang des Os-
terholzer Friedhofs verläuft. Über die Bedeu-
tung des Namens Hallacker mögen sich die
Gelehrten streiten. Jedenfalls ist Acker ein
Acker, also ein bebaubares Landstück. Der
vordere Wortteil wird bei Wikipedia nach dem
niederdeutschen Wort hall, helle hier für „das
Wasser auf dem Felde“ gedeutet. Leider fehlt
die Quellenangabe. Denn verschiedene Lexika
deuten das Wort hell anders: In Mittelnieder-
deutsch bezeichnet es bei Ortsbezeichnungen
„Abschüssigkeit oder auch Böschung“. Die
mag nur sehr gering gewesen sein, aber in
einer Gegend ohne wirkliche Hügel konnte
schon jede kleine Anhöhe oder Neigung so be-
nannt werden. Der Hallacker wird damit auf
einer Anhöhe gelegen haben. Dafür spricht
auch der am Hallacker im Jahre 1949 gemachte
vorgeschichtliche Fund von mehreren Urnen.

Diese stammten aus der mittleren Eisenzeit.
Das bedeutet, dass der Bereich schon vor über
2500 Jahren besiedelt war.

Hinter dem Hallacker stand in einer Senke
möglicherweise das Wasser auf dem Felde.
Doch es gibt noch andere Indizien für „wäss-
rige“ Stellen in Ellen. So ist der Oewerweg
nach Oever = Ufer benannt und der Poggen-
weg hat seinen Namen nach den Poggen = Frö-
schen.

Nun folgt noch eine kleine Geschichte zu
dem, von der Stadt Bremen 1904 in Ellen ge-
bauten „St. Jürgen-Asyl für Geistes- und Ner-
venkranke“. Mit dem Bremer Ausdruck „Ab
nach Ellen“ wurden viele Jahrzehnte als ver-
rückt betrachtete Personen bedacht, um sie
in eine sogenannte Irrenanstalt abzuschieben.
Spätestens mit der Reform der psychiatri-
schen Versorgung und dem Bau des Klinikums
Bremen-Ost in den 1970er-Jahren ist das nicht
mehr zutreffend.
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Der Arzt Rudolf Hess gab der Kinderklinik ihren Namen – in der NS-Zeit als „Nicht-Arier“ drangsaliert

Verlor wegen „nicht arischer Abstammung“ seinen Job als Leiter der Bremer Kinderklinik: der be-
liebte Mediziner Rudolf Hess. FOTO: STAATSARCHIV BREMEN
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„Am Hallacker“ 1909 erwähnt

Rätselraten über
Straße in Osterholz

von Peter Strotmann

In der heutigen Ausgabe erscheint WK-Ge-
schichte letztmals an einem Freitag. Ab der
nächsten Woche wird die Geschichtsseite
des WESER-KURIER immer sonnabends die
Lektüre bereichern. Bei passenden Gelegenhei-
ten wird sich der Umfang von WK-Geschichte
sogar verdoppeln. Das wird bereits am 29. Fe-
bruar der Fall sein, wenn auf einer Panorama-
seite das neue Magazin mit dem Titel „75 Jahre
WESER-KURIER, Pressefotografie und Presse-
freiheit“ vorgestellt wird.

WK-Geschichte
künftig am Sonnabend


